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Der Lohnabzug. 


Beilage zur „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“, November 1920. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. 


Sind die Bezüge der Aufſichtsräte 
und Vorſtandsmitglieder von Aktiengeſellſchaften 
vom Steuerabzug befreit? 
Von Rechtsanwalt Dr. Koppe, Berlin. 


Zu dieſer Frage hat der Reichsminiſter der Finanzen in 


einem Beſcheid an den Zentralverband des Deutſchen Bank⸗ und 
Bankiergewerbes vom 31. Auguſt 1920 (III. Ku. 16717) wie folgt 
Stellung genommen: 

„Die Gehälter, Tantiemen und ſonſtigen Bezüge der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft (Direktoren) fallen unter 
den Begriff des Arbeitslohnes im Sinne des 89 Ziffer 1 Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz, nicht unter die in Ziffer 4 a. a. O. genannten 


Vergütungen. Das ergibt ſich zweifelsfrei aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes, insbeſondere aus den Verhandlungen des 


10. Ausſchuſſes der Nationalverſammlung (Druckſachen der 
Nationalverſammlung Nr. 2149 Seite 7). Zu den Vergütungen 
der Ziffer 4 gehören nur Bezüge ſolcher Perſonen, die nicht 
im Dienſte einer Geſellſchaft ſtehen; die Vorſtandsmitglieder ge⸗ 
hören aber zweifellos zu den im Dienſte der Geſellſchaft angeſtell⸗ 
ten Perſonen. Ihr Einkommen iſt daher nach 8 9 Ziffer 1, 45, 51 
Einkommenſteuergeſetz dem Lohnabzugsverfahren unterworfen.“ 

Der amtliche Ausſchußbericht, auf den ſich der vorſtehende 


Beſcheid ſtützt, teilt an der angegebenen Stelle mit, daß bei der b 
Beratung des $ 9 EStG. ein Abgeordneter angefragt habe, wes⸗ 


halb im 89 die Tantiemen außer in Ziffer 1 nochmals in Ziffer 4 


aufgeführt ſeien. Der Reichsminiſter der Finanzen erklärte: In 


Ziffer 1 ſeien die Gehälter und Tantiemen der Angeſtellten im 
weiteſten Umfange aufgeführt, alſo auch der Direktoren von 


Aktiengeſellſchaften ufw.; Ziffer 4 beziehe ſich dagegen auf die übermäßig ins Gewicht fallen, da ja die Lohneinbehaltung nichts 


Tantiemen der Aufſichtsräte und ſonſtiger Perſonen, die 


nicht als in dem betreffenden Betrieb angeſtellt oder beſchäftigt 


bezeichnet werden könnten. Wenn dabei auch von „Mitgliedern 
der Verwaltung“ geſprochen werde, ſo könnten z. B. ſolche Per⸗ 
ſonen in Frage kommen, die als Mitglieder einer Kaſinoverwal⸗ 


tung oder einer ſonſtigen Verwaltung tätig ſeien, ohne als in 


dem Vetrieb angeſtellte oder beſchäftigte Perſonen bezeichnet wer⸗ 
den zu können. 
Im Gegenſatz hierzu ſteht die „Zeitſchrift für das geſamte 


Aktienweſen“ (1920 S. 61) auf dem Standpunkt, daß Gehalt und 


Tantiemen des Vorſtandes abzugsfrei zu bleiben haben: „Der 
Vorſtand iſt der geſetzliche Vertreter der Aktiengeſellſchaft. Er iſt 
alſo begrifflich im Sinn des § 45 EStG. Arbeitgeber, kann aljo 
nicht die in dieſem Paragraphen vorgeſchriebene Einhaltung 
gegen ſich als Arbeitnehmer vornehmen. Man kann nur Arbeit⸗ 
nehmer oder Arbeitgeber ſein, nicht beides zugleich.“ 

Dieſe Ausführungen dürften vom rechtlichen Standpunkt aus 
nicht haltbar ſein. Auch der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft wie 
der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. ſind regelmäßig im 
privaten Dienſt der Geſellſchaft gegen Gehalt angeſtellt. Sie ſind 
nicht Arbeitgeber, das iſt vielmehr die Geſellſchaft, deren Arbeit⸗ 
nehmer ſie ſind. 

Wenn man die Abzugsfreiheit der Vorſtandsbezüge begrün⸗ 
den will, ſo kann das nur im Hinblick darauf geſchehen, daß der 
obige in der Entſtehungsgeſchichte des EStG. niedergelegte Wille 
des Geſetzgebers im Geſetz ſelbſt tatſächlich nicht zum Ausdruck 
gekommen iſt. Es folgt aus 8 51 des EStG., daß der Lohnabzug 
ſich nur auf die in Nr. 1 und 3, nicht aber in Nr. 4 des 8 9 
genannten Bezüge erſtreckt. Die im § 9 Nr. 4 erwähnten Bezüge 
bleiben alſo abzugsfrei. Inſoweit beſteht kein Streit. 


§ 9 Nr. 4 führt aber folgende Bezüge auf: „Die Einnahmen 
aus einmaliger oder dauernder Tätigkeit jeder Art, insbeſondere 
Vergütungen für Vermögensverwaltungen und für Vollſtreckung 
von Teſtamenten, ſowie Tantiemen und andere Ver⸗ 
gütungen, welche den Mitgliedern der Bere 
waltung und des Aufſichtsrats von Aktien⸗ 


geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſell⸗ 


ſchaften mit beſchränkter Haftung, Genoſſenſchaften und ſonſtigen 
Perſonenvereinigungen gewährt werden, bei denen der Steuer⸗ 
pflichtige nicht als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen iſt.“ 


Wenn hier ſchlechthin von „Tantiemen und anderen Ver⸗ 
gütungen, welche den Mitgliedern der Verwaltung und des Auf⸗ 
ſichtsrats von Aktiengeſellſchaften uſw. gewährt werden“, ge⸗ 
ſprochen wird, ſo kann der unbefangene Leſer, der nicht durch die 
Kenntnis der Ausſchußberatungen beeinflußt iſt, ſchlechterdings 
nichts anderes daraus entnehmen, als daß zwiſchen den Bezügen 
des Aufſichtsrats und der Verwaltung, d. h. alſo, des 
Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft und ebenſo der Geſchäftsführung 
bei einer Geſellſchaft m. b. H., kein Unterſchied gemacht wird und 
daher die Bezüge unterſchiedslos freibleiben ſollen. Hätte der 
Geſetzgeber den in der Ausſchußberatung niedergelegten ander⸗ 
weiten Willen zum Geſetz erheben wollen, ſo häte das im Wort⸗ 
laut im 8 9 Nr. 4 eben zum Ausdruck kommen müjjen. Hierzu lag 
um ſo mehr Anlaß vor, als die Faſſung der Nr. 4 bereits im 
Ausſchuß zu Zweifeln geführt hatte. So wie die Nr. 4 jetzt lautet, 
iſt darin kein Unterſchied gemacht, ob die „einmalige oder dau⸗ 
ernde Tätigkeit“ des Aufſichtsrats oder Vorſtandes auf einem 
Anſtellungsvertrag beruht oder nicht. 


Im übrigen dürfte die Entſcheidung praktiſch deshalb nicht 


weiter darſtellt, als Steuervorſchüſſe auf die endgültige Veran⸗ 
lagung. Wird nichts oder zu wenig einbehalten, ſo muß eben nach 
Ablauf des Steuerjahres, bei der endgültigen Abrechnung ent⸗ 
ſprechend mehr gezohlt werden und umgekehrt. 


Für das Steuerjahr 1920 kommt noch hinzu, daß die 
Vorſchriften über den Lohnabzug erſt für die Zeit vom 25. Juni 
1920 ab gelten. Wie nun der Referent im Reichsfinanzminiſte⸗ 


rium Dr. Schlag in der Oktobernummer der „Deutſchen Steuer⸗ 


Zeitung“ (Seite 186) mit Recht hervorhebt, liegt es nicht im 
Sinne der Lohnabzugsvorſchriften, „die vor den 1. Juni fallenden 
Leiſtungen zu erfaſſen“, ſelbſt, wenn ſie nach dem 25. Juni erſt 
fällig werden ſollten. Demzufolge will Schlag z. B. von den am 
30. Juni fällig gewordenen Quartalsgehältern nur das auf den 
Monat Juni entfallende Drittel dem Abzug unterwerfen. Ahn⸗ 
lich hat ſich der Reichsminiſter der Finanzen in einem Beſcheid 
an den Geſamtverband Deutſcher Angeſtellten⸗Gewerkſchaften 
vom 11. 9. 1920 (III Ku. 18 172) mit Bezug auf die Nachzahlung 
aus Tarifverträgen, die vor dem 25. Juni 1920 mit rückwirkender 
Kraft abgeſchloſſen ſind, für den Nachzahlungsteil bis Ende 
Mai 1920 einſchließlich ausgeſprochen. Es würden alſo 
im laufenden Jahr die auf die Zeit vor dem 1. Juni an⸗ 
teilig entfallenden Bezüge und Tantiemen der Vorſtandsmit⸗ 
glieder einer Aktiengeſellſchaft auch dann abzugsfrei bleiben, 
wenn man im übrigen die Abzugspflicht — entgegen dem Wort⸗ 
laut im § I Nr. 4 — mit dem Reichsfinanz⸗Miniſterium bejahen 
wollte. 


Was hier für Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft 
geſagt iſt, gilt ebenſo in der Regel für Geſchäfts führer 
einer Geſellſchaft m. b. 5. über die Abzugsfreiheit der Tan⸗ 


tiemen und Bezügen von Aufſichtsräten beſteht, wie bereits 
erwähnt, fein Streit. 
Aufwandsentſchädigungen, 


Speſen, Repräſentationsgelder 


ſtellen überhaupt keinen Arbeitslohn dar. Sie ſind, ſoweit ſie 
erforderlich ſind, nicht ſteuerpflichtig, fallen alſo auch nicht unter 


den Abzug (§ 34 des EStG.). 


Die interne Organiſation des Lohnabzuges. 
Von E. Wichmann, Berlin. 


(Nachdruck nur mit Genehmigung des Verfaſſers geſtattet.) 
Wer in den letzten Monaten Gelegenheit gehabt hat, ſich 


mit denjenigen Angeſtellten und Beamten zu unterhalten, die 


mit der Führung der Lohnliſten und dem Abzug des Steuer⸗ 


betrages betraut ſind, wird eine Fülle organiſatoriſcher Eindrücke 


erhalten und kaum zwei Betriebe gefunden haben, die, obgleich 


unter denſelben Vorausſetzungen arbeitend, ſich ihre Organiſation 


nach den gleichen Geſichtspunkten aufgebaut haben, um den An⸗ 
forderungen der neuen Steuergeſetzgebung gerecht zu werden. 
Bisher brauchten in Lohnliſten nur tatſächlich zu leiſtende Be⸗ 
träge berückſichtigt zu werden, während jetzt auch Poſten auf⸗ 
geführt werden müſſen, die an und für ſich mit der Lohnzahlung 
nichts zu tun haben, die aber zu berückſichtigen find, um den 
abzugsfreien Steuerbetrag erſichtlich zu machen. 

Es dürfte daher für alle diejenigen, die die mit dem Lohn⸗ 
abzug verbundene Arbeit zu leiſten haben, von Intereſſe ſein, 
wenn hier der Verſuch gemacht wird, ein den neuen Steuer⸗ 
anforderungen angepaßtes Snitem zu entwickeln, das größte 
berſichtlichteit mit geringſtem Arbeitsaufwand verbinden 
will. Dieſes Syſtem kann natürlich nur einen Grundgedanken 
für viele Geſchäfte bilden, die dann an Hand der nachſtehenden 
Vorlagen ſich ihre Schemas ſelbſt ausarbeiten müſſen, ſie können 
aber durch dieſe Vorſchläge in dem weiteren Ausbau ihrer 
Organiſation nützlich angeregt werden. 

Da die techniſchen Vorgänge beim Lohnabzug wie bei der 
Lohnzahlung für Arbeiter im Wochenlohn und für Angeſtellte im 
weſentlichen die gleichen ſind, ſo ſind die Vorlagen derart an⸗ 
geordnet, daß das eine Muſter für beide Arten von Arbeit⸗ 


nehmern gebraucht werden kann, indem die für den betreffenden 


Fall nicht in Frage kommenden Rubriken nicht ausgefüllt werden. 

Die Grundlage jeder Lohnzahlung bildet das Lohnbuch, 
welches in den letzten Jahren in größeren Betrieben durch Lohn: 
liſten erſetzt worden iſt, da dieſe leichter abteilungsweiſe geführt 
und jeweils ohne läſtiges Umblättern von einer jüngeren Kraft 
vorgetragen werden können. 

In diefe Lohnliſten (Muſter A) ſollten laufend numme⸗ 
riert die Arbeitnehmer eingetragen werden (Spalte 1—2). Die 
Spalten 3—6 ſind für die verfihiedenen Lohnbeträge wie Gehalt, 
Akkord, Zulagen und überſtunden vorgeſehen. Spalte 7 gibt als 
Addition der Spalte 3—6 das Brutto-Gehalt. Die Spalten 8 
bis 12 bringen die Abzüge, die nicht ſteuerpflichtig ſind. Davon 
ſind die Spalten 8, 9 und 10 für die Kranken-, die Invaliditäts⸗ 
und die Angeſtellten⸗Verſicherung vorgeſehen, während Spalte 11 
dem abzugsfreien Einkommenſteuerbetrag dient. Spalte 12 bringt 
dann die Summe der abzugsfreien Beträge, in der aber eben⸗ 
jalls der Vetrag der Überſtunden von Spalte 6 mitzuberüd- 
ſichtigen iſt. Die Differenz von Spalte 7 und Spalte 12 gibt 
dann das netto abzugspflichtige Einkommen, welches in Spalte 13 
einzutragen iſt. Iſt auf dieſe Weiſe das nettoabzugspflichtige 
Einkommen errechnet, ſo iſt jetzt leicht der einzubehaltende Steuer⸗ 
betrag feſtzuſtellen und in Spalte 15 einzutragen, während die 
in den Spalten 8 bis 10 ausgeworfenen Kaſſenabzüge in 
Spalte 14 eingetragen werden. Für beſondere ſonſt noch vor⸗ 
kommende Abzüge iſt Spalte 16 vorgeſehen, während Spalte 17 
die Geſamtabzüge vom Einkommen (Spalte 14 bis 16) ausweiſt. 
Spalte 18 gibt dann endlich den dem Arbeitnehmer auszuzahlen— 
den Betrag (Spalte 7 weniger Spalte 17) an, während Spalte 19 
für die Unterſchrift des Arbeitnehmers bzw. Bemerkungen zur 
Verfügung ſteht. 

Aus einer ſo angelegten Lohnliſte kann man ohne Schwierig⸗ 
keiten alle Einzelheiten für alle im Betriebe beſchäftigten Ar⸗ 
beitnehmer erſehen und weiter bieten die Schlußnummern der 


einzelnen Spalten die für die Geſamtberechnung und Kontrolle 
wichtigen Belege. Aus den Einkommenſpalten ergibt ſich, wieviel 
insgeſamt an Löhnen, Zulagen Überſtunden uſw. bezahlt wurde. 
Spalte 8 bis 10 zeigt die Veträge, die an die Kaſſen abzuführen 
ſind und Spalte 15 die Höhe des einbehaltenen Steuerbetrages, 
während Spalte 18 den Kaſſenpoſten anzeigt, welchen der 


Kaſſierer als Gehalt auszuzahlen hat. Für die Endſumme der 
Spalte 15 ſind Steuermarken zu kaufen und auf die einzelnen 


Karten zu verkleben. 

Da das Markenkleben nach jeder Lohnzahlung in der Regel 
zu umſtändlich iſt, empfiehlt es ſich, bei den Finanzbehörden den 
Antrag zu ſtellen, die Marken vierteljährlich kleben zu dürfen, 
falls man nicht vorzieht, die einbehaltenen Steuerbeträge viertel⸗ 
jährlich direkt im Nachweiſungsverfahren (Liſtenſyſtem) abzu⸗ 
führen. Das letztere Verfahren dürfte ſich aber erſt dann 
allgemein einführen laſſen, wenn die genaue Steuernummer des 
Arbeitnehmers feſtſteht, was zur Zeit noch nicht überall der 
Fall iſt. 


In beiden Fällen iſt es aber notwendig, für jeden Arbeit⸗ 
nehmer eine beſondere Perſonalkarte (Muſter B) anzu⸗ 
legen. Einmal, um ihm die einbehaltenen Steuerbeträge darauf 
vermerken zu können, damit, falls vierteljährlich geklebt wird, 
an Hand dieſer Karten der richtige Betrag ſeſtgeſteilt 
werden kann, ohne auf die einzelnen Lohnliſten zurückgreifen zu 
müſſen. Weiter ſind dieſe Karten notwendig, um die von der 
Steuerbehörde verlangte Aufſtellung des jährlichen Einkommens 
der Arbeitnehmer ohne Schwierigkeiten zu erhalten. Dieſe 
Steuerkaxten ſollten zweckmäßig ſo groß ſein, daß auf einer Seite 
für alle Lohnzahlungen eines Jahres Platz iſt. Auch ſollten aus 
jeder Karte durch ein beſonderes Schema die abzugsfreien ſi⸗h 
gleichbleibenden Beträge für Krankenkaſſe uſw. ſowie der Betrag 
des ſteuerſreien Einkommens erſichtlich ſein. Dieſe Katte 
enthält außer dem Nationale des Arbeitnehmers Naum 
für Quittung des Arbeitnehmers, falls ihm die Steuerkarte aus: 
gehändigt iſt. Auf dieſe Weiſe enthält die Steuerkarte alle für den 
Arbeitnehmer, feinen Lohn, Steuerabzug und Kaſſenabzüge in 
Frage kommenden Einzelheiten, und ſollte nicht nur in Privat⸗ 
betrieben, ſondern auch bei Behörden geführt werden. 

In größeren Betrieben iſt es Brauch, den Arbeit⸗ 
nehmern eine Aufſtellung über den gezahlten Lohn auszuhän⸗ 
digen, und da nach den Beſtimmungen über den Lohnabzug der 
Arbeitnehmer eine Beſcheinigung über den gezahlten Lohn und 
den einbehaltenen Steuerbetrag beanſpruchen kann, ſollte jeder 


Arbeitgeber ſolche Aufſtellungen ſeinen Arbeitern geben. Dieſe 


Lohnabrechnungszettel (Muſter C) geben bei jeder 
Lohnzahlung eine genaue Aufſtellung über die einzelnen Poſten, 
aus denen ſich der ausgezahlte Lohnbetrag zuſammenſetzt. Zweck⸗ 
mäßig kann dieſe Abrechnung auf der Lohntüte erfolgen, da aber 
dieſe Aufſtellung in der Regel für eine Lohntüte zu groß iſt, falls 
alle Einzelheiten berückſichtigt werden ſollen, empfiehlt es ſich, 
dieſelbe auf beſonderen Zetteln anzufertigen und in die Lohntüte 
zu ſtecken. Quittiert der Arbeitnehmer nicht in der Lohnliſte, ſo 
iſt es angebracht, durch Durchſchreiben dieſe Abrechnungen in 
Duplikat anzuſertigen. Der Arbeitnehmer gibt dann das Original 
nach Unterſchrift zurück und behält das Duplikat für ſich. Auf 
dieſe Art erhält der Arbeitgeber eine Quittung vom Arbeit⸗ 
nehmer und der letztere eine Abrechnung über den ihm zukom⸗ 
menden Lohnbetrag, die er nachprüfen und für die Steuerbehörde 
aufheben kaun. . 

Auf dieſe regelmäßige detaillierte Abrechnung kann evtl. 
verzichtet werden, jedoch empfiehlt es ſich, wenigſtens bei der 
erſten Lohnzahlung eine genaue Aufſtellung dem neu einge⸗ 
tretenen Arbeitnehmer zu geben, damit dieſer weiß, wie ſich der 
ihm ausgezahlte Lohn zuſammenſetzt, ſo daß er ſich nicht mit 
weiteren Fragen an ſeinen Arbeitgeber zu wenden braucht. Bei 
ſpäteren Lohnzahlungen können dann nur die Hauptziffern in 
die Abrechnung eingetragen werden, da die Berechnung der 
Einzelheiten aus der erſten Liſte erſichtlich iſt. 

Dieſe drei Hilfsmittel für die Lohnabrechnung ſollten ge⸗ 
nügen, um ein dem Arbeitgeber wie dem Arbeitnehmer gerecht 
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Lohnliste ( Muster A . 


Staude 


Name: Tätigkeit: Schriftsetzer 


Görke? ande n Feſtſtehende Abzüge ſteuerfrei: 


— 


Vereinbarter Lohn: 276, — Alk. pro Woche 


Krankenkaſſe Kl. 12 


Wohnung: Treskow- Allee 
Karlshorst 


Gehalt: Inval.⸗ u. Altersverſ. Kl. 5 


Steuerzeichen: K 528 
Steuerbez.: 


Eintritt: 4. 6. 20. 


Zuletzt beſchäftigt: Industrieverlag Spaeth q Linde 


ledig: Angeſtelltenverſicherung Kl. 


Kinder: 4 


verh.: verh. 


Lohnbetrag 
11 


Steuerbetrag 
El} 


Datum Datum 


Lohnbetrag 
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Sonſtige feſtſtehenden Abzüge 
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werdendes Syſtem aufzubauen. Die Grundlage bildet die Per⸗ 
ſonalkarte, die alle Abzüge enthält, nach dieſer können die Ab⸗ 
rechnungszettel für die Arbeitnehmer ausgeſchrieben und auch die 
Lohnliſte geführt werden. Dies Syſtem iſt an Hand der in den 


letzten Monaten in den verſchiedenſten Betrieben gemachten Er⸗ 


fahrungen zuſammengeſtellt und kann, falls nicht auf beſondere 
Eigenheiten in dieſem oder jenem Betrieb Rückſtcht genommen 
werden muß, ohne weiteres eingeführt werden, und wird bei 
Reklamationen ſeitens der Steuerbehörde ſofort jeden Nachweis 
über beanſtandete Poſten erbringen können. 


Einſchränkung des Liſtenſyſtems. 


Nach § 12 Abſatz 1 der Beſtimmungen über die vorläufige 
Erhebung der Einkommenſteuer durch Abzug vom Arbeitslohn 
für das Rechnungsjahr 1920 kann dem Arbeitgeber geſtattet wer⸗ 
den, ſtatt der Einzahlung des einbehaltenen Betrages durch 
Steuermarken die Einzahlung unmittelbar in bar oder durch 
Überweiſung an die Steuerhebeſtelle vorzunehmen, 
die für die Erhebung der vom Arbeitnehmer zu 
entrichtenden Einkommenſteuer zuſtändig iſt. 

Am Arbeitgebern mit zahlreichen in mehreren Ge⸗ 
meinden wohnhaften Arbeitnehmern die Durchführung dieſes 
Verfahrens zu erleichtern, wurde durch Erlaß des Reichsfinanz⸗ 
miniſters vom 16. Juni 1920 “*) folgendes verordnet: 

„Beſchäftigt der Arbeitgeber mehr als 100 Arbeit⸗ 
nehmer und ſind für die Erhebung der von ihnen zu ent⸗ 
richtenden Einkommenſteuer mehrere Steuerhebeſtellen 
ſtändig, jo iſt der Arbeitgeber berechtigt, den einbehaltenen Be⸗ 
trag an die für die Betriebsſtätte oder in Ermangelung 
einer ſolchen an die für ihn ſonſt zuſtändige Finanzkaſſe abzu⸗ 
führen. In dieſen Fällen hat der Arbeitgeber die Nachweiſung 
und zwar in dreifacher Ausfertigung bei derſelben Kaſſe einzu⸗ 
reichen. Die Nachweiſung iſt einſeitig zu beſchreiben und ſo ein⸗ 
zurichten, daß die einzelnen Abſchnitte ohne Abſchriftnahme auf 
die Finanzämter verteilt werden können, die für die Erhebung 
der Einkommenſteuer der Arbeitnehmer in Betracht kommen; die 
einzelnen Arbeitnehmer ſind tunlichſt nach Wohnorten zuſam⸗ 
menzufaſſen. 

Die Finanzkaſſe hat die Nachweiſung dem für ſie zuſtändigen 
Finanzamt abzugeben. Das Finanzamt trennt die Abſchnitte 
und leitet ſie an die für die einzelnen Arbeitnehmer zuſtändigen 
Finanzämter weiter.“ 

Bei der Durchführung der vorſtehend erwähnten Erleichtes 
rungen haben ſich in der Praxis, wie aus den Mitteilungen von 
Schlag, Wichmann und Hornauer in der Oktober⸗ 
nummer bereits hervorgeht, Schwierigkeiten ergeben. Insbeſon⸗ 
dere haben danach die beteiligten Verwaltungsſtellen von Groß⸗ 
Berlin die bisherige Durchführung des Liſtenſyſtems als eine 
übermäßige Belaſtung und geradezu als undurchführbar bezeich⸗ 
net. Es mache die richtige Einweiſung des Steuerabzuges in 
das Konto des betreffenden Arbeitnehmers unüberwind⸗ 
liche Schwierigkeiten. Bald ſtimme der Name nicht, bald die 
Wohnung. Maßgebend ſei nicht die heutige, ſondern die 1918 
bei der letzten Veranlagung innegehabte Wohnung. 

Dieſen Bedenken hat nun der Reichsfinanzminiſter geglaubt, 
ſich nicht länger verſchließen zu können und in einem Erlaß vom 
13. Oktober 1929 die vorerwähnten Erleichterungen vom 16. Juni 
1920 ſtark eingeſchränkt. 

In dem Erlaß heißt es: 

„In meinem Erlaß vom 16. Juni 1920 — 111 14 420 — habe 
ich angeordnet, daß der Arbeitgeber, wenn er mehr als 100 Ar⸗ 
beitnehmer beſchäftigt und für die Erhebung der von den Arbeit⸗ 
nehmern zu entrichtenden Einkommenſteuer mehrere Steuer: 
hebeſtellen zuſtändig ſind, berechtigt iſt, den einbehal⸗ 
tenen Betrag an die für die Betriebsſtätte oder in Ermangelung 
einer ſolchen an die für ihn ſonſt zuſtändige Finanzkaſſe abzu⸗ 
führen. 


*) Siehe Julinummer. S. 88. 
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Bei der Durchführung dieſer Vorſchrift haben ſich kaſſen⸗ 
techniſche Schwierigkeiten ergeben. Auch ſteht das 
Bedenken, daß die Nachweiſungsabſchnitte der einbehaltenen Be⸗ 
träge nicht rechtzeitig an die zuſtändige Steuerhebeſtelle verteilt 
werden können und daß ſich infolgedeſſen Schwierigkeiten bei der 


Anforderung der Einkommenſteuer ergeben können. 


Unter dieſen Umſtänden ſehe ich mich veranlaßt, vom 1. No⸗ 
vember 1920 au die Berechtigung des Arbeitgebers zur Ab⸗ 
führung der einbehaltenen Beträge an die für die Betriebsſtätte 
oder in Ermangelung einer ſolchen an die für ihn ſonſt zuſtändige 
Finanzkaſſe von der vorherigen Genehmigung des 
Landesfinanzamtes abhängig zu machen. Die Genehmi⸗ 
gung iſt ſtets widerruflich und regelmäßig nur dann zu er⸗ 
teilen, wenn der Arbeitgeber den Nachweis erbringt, daß er auf 
Grund einwandfreier Unterlagen imſtande iſt, die Steuer⸗ 
zeichen für die einzelnen Steuerpflichtigen 
und die für den Arbeitnehmer zu Beginn des 
jeweiligen Steuerjahres zuſtändige Steuer⸗ 
hebeſtelle genau anzugeben. Wenn der Arbeitgeber dieſer 
Verpflichtung nicht nachkommt, iſt die Genehmigung ſofort zurück⸗ 
zuziehen. 

Um für die Übergangszeit eine reibungsloſe Abwicke⸗ 
lung zu ermöglichen, ordne ich an, daß in den Fällen, in denen 
wegen mangelnder Angabe in der Nachweiſung die Feſtſtellung 
der für den Arbeitnehmer zuſtändigen Steuerhebeſtelle mit 
Schwierigkeiten verbunden iſt, der Arbeitgeber dem Arbeitneh⸗ 
mer auf Grund des § 14 der Beſtimmungen vom 21. Mai 1920 
eine Beſcheinigung auszuſtellen hat, aus der die einbehal⸗ 
tenen Beträge, der Zeitpunkt der Abführung und die Steuer⸗ 
hebeſtelle, an die die Beträge abgelieſert worden ſind, hervor⸗ 
geht. Die Steuerhebeſtelle hat dieſe Beſcheinigung vorbehaltlich 
des Eingangs der Zahlung anzunehmen und von der darin an⸗ 
gegebenen Steuerhebeſtelle die überweiſung zu verlangen. Er⸗ 
gibt ſich, daß ein in der Beſcheinigung aufgeführter Betrag nicht 
überwieſen iſt, ſo iſt die Haftung des Arbeitgebers auf Grund 
des § 50 des Geſetzes in Anſpruch zu nehmen, gegebenenfalls iſt 
gegen den Arbeitgeber im Strafverfahren vorzugehen.“ 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß durch vorſtehende 
Regelung die Einführung des Liſtenſyſtems einen Schritt rück⸗ 
wärts ſtatt vorwärts getan hat. Noch bei der Vor⸗ 
beratung des Reichseinkommenſteuergeſetzes empfahl der Bericht⸗ 
erſtatter angelegentlich, dem Liſtenſyſtem vor dem Markenkleben 
den Vorzug zu geben, und der Unterſtaatsſekretär erklärte: er 
könne nur beſtätigen, daß es das Beſtreben der Regie⸗ 
rung ſein werde, das Markenkleben möglichſt 
durch das Liſtenſyſtem zu erſetzen (Ausſchußbericht 
Seite 87). 

Es erſcheint daher geboten, daß das Reichsfinanzminiſterium 
umgehend mit den berufenen Vertretern der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ſich ins Benehmen ſetzt, um Mittel und Wege zu 
finden, dem an ſich zweifellos geſünderen Gedanken des Liſten⸗ 
ſyſtems auch in der Praxis zum Siege zu verhelfen. 


— — 


Kleine Nachrichten über den Lohnabzug. 


Abrundung des Steuerabzugs. In verſchiedenen Oberpoſtdirek⸗ 
tionsbezirken hat ſich herausgeſtellt, daß der Verbrauch von Einkom⸗ 
menſteuermarken zu 10 und 50 Pfg. auffallend groß iſt. Es ſcheint in 
den Arbeitgeberkreiſen vielfach die Beſtimmung nicht bekannt zu ſein, 
wonach der einzubehaltende Betrag bei Lohnzahlungen für eine Woche 
oder für einen längeren Zeitraum auf volle Mark nach 
unten abzurunden iſt. 

Barzahlung ſtatt Steuermarklen. Infolge der zeitweilig ungenit- 
genden Belieferung der Poſtanſtalten mit Steuermarken können Ar⸗ 
beitgeber austretenden Arbeitnehmern die Steuerkarte nicht mit den 
ordnungsmäßig entwerteten Steuermarken übergeben. In Fällen 
dieſer Art darf der von dem Lohn einbehaltene Betrag in bar an 
die zuſtändige Finanzkaſſe abgeführt werden. Der Arbeitgeber hat 
dem Arbeitnehmer auf Verlangen eine Beſcheinigung über dieſen Be⸗ 
trag, den Zeitpunkt der Abführung und die Kaſſe zu erteilen. 
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